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I. BUNDESGESETZBLATT 

 
BGBl I 9/2024 

Kundmachung des Bundeskanzlers, mit der eine Kundmachung des Bundeskanzlers berichtigt wird 

 

BGBl II 68/2024 

Verordnung des Bundeseinigungsamts beim Bundesministerium für Arbeit und Wirtschaft, mit der der Kollektivvertrag des Vor-
arlberger Sozial- und Gesundheitswesens zur Satzung erklärt wird 

 

BGBl II 69/2024 

Verordnung des Bundesministers für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz über Tatbestände des Tiertrans-
portgesetzes, für die durch Organstrafverfügung eine Geldstrafe eingehoben werden darf 

 

BGBl II 70/2024 

Verordnung der Bundesministerin für Landesverteidigung über das Tageskostgeld 

 

BGBl II 71/2024 

Verordnung der Bundesministerin für Landesverteidigung über die finanziellen Ansprüche der Anspruchsberechtigten 

 

BGBl II 72/2024 

Verordnung der Bundesregierung über die Ausschreibung der Wahl der österreichischen Mitglieder des Europäischen Par-
laments, die Festsetzung des Wahltages und des Stichtages 

 

BGBl II 73/2024 

Verordnung der Bundesregierung, mit der die Verordnung über die Allgemeinen Dienstvorschriften für das Bundesheer 
geändert wird 
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BGBl II 74/2024 

Verordnung der Bundesregierung über die Befugnisse der zum Auslandseinsatz im Zusammenhang mit der Krise im Roten 
Meer entsendeten Personen (EUNAVFOR ASPIDES-Verordnung) 

 

II. AMTSBLATT DER EU 

 
ABI L 2024/823 v 06.03.2024 

Verordnung (EU) 2024/823 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 28. Februar 2024 über besondere Handels-
maßnahmen für die am Stabilisierungs- und Assoziierungsprozess teilnehmenden oder damit verbundenen Länder und 
Gebiete 

 

ABI L 2024/825 v 06.03.2024 

Richtlinie (EU) 2024/825 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 28. Februar 2024 zur Änderung der Richtlinien 
2005/29/EG und 2011/83/EU hinsichtlich der Stärkung der Verbraucher für den ökologischen Wandel durch besseren Schutz 

gegen unlautere Praktiken und durch bessere Informationen 

 

III. VFGH, VWGH, VERWALTUNGSGERICHTE 

 

A. VERFASSUNGSGERICHTSHOF 

 
25.01.2024, E 2594/2022 

BBU-ErrichtungsG; Quasi-Anlassfall zu VfGH 14.12.2023, G 328/2022 ua 

 

25.01.2024, E 2888/2022 

BBU-ErrichtungsG; Quasi-Anlassfall zu VfGH 14.12.2023, G 328/2022 ua 

 

25.01.2024, E 667/2023 ua 

BBU-ErrichtungsG; Quasi-Anlassfall zu VfGH 14.12.2023, G 328/2022 ua 

 

27.02.2024, V 330/2023 

Oö RaumordnungsG; Oö BauO; Aufhebung eines Flächenwidmungsplans der Gemeinde Enzenkirchen mangels Begrün-
dung der Umwidmung; Änderung der Widmung eines Grundstückteils von „Bauland-Betriebsbaugebiet“ in „Grünland“ durch 
planzeichnerische Abweichungen vom Verordnungsgeber nicht beabsichtigt; keine Durchführung einer Grundlagenforschung 
und Interessenabwägung durch den Gemeinderat bei der Verordnungserlassung 

 

27.02.2024, E 456/2022 

EpidemieG; Verletzung im Recht auf Unversehrtheit des Eigentums durch Verneinen des Vergütungsanspruchs nach § 32 
Abs 1 Z 1 EpidemieG; denkunmögliche Anwendung dieser Bestimmung, da nicht festgestellt wurde, dass im vorliegenden Fall 
keine verbindliche, sanktionsbewehrte Anordnung vorliege 

 

27.02.2024, E 468/2023 

Niederlassungs- und AufenthaltsG; Verletzung im Recht auf Gleichbehandlung von Fremden untereinander durch Ausü-
ben von Willkür; keine Absprache über den Antrag gem § 21a Abs 5 Niederlassungs- und AufenthaltsG; fehlende Überlegungen, 
ob zur Aufrechterhaltung des Privat- und Familienlebens der Bf iSd Art 8 EMRK vom Erfordernis der Vorlage eines Nachweises 
über Deutschkenntnisse abzusehen wäre 
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28.02.2024, G 1743/2023 ua 

Wr BesodlungsO; Wr DienstO; kein Verstoß gegen das Recht auf Entscheidung innerhalb angemessener Zeit sowie den 
mangelnden Schutz gegen die Säumnis einer Entscheidung durch die in einer Bestimmung der Wr DienstO vorgesehene Un-
terbrechung der Entscheidungsfrist betreffend die Anrechnung von Vordienstzeiten; keine verfassungsrechtlichen Beden-
ken gegen eine vorübergehende Aussetzung der Entscheidungsfrist in den Antragsverfahren bis zum Abschluss der amtswegig 
eingeleiteten Verfahren mangels fixer Obergrenze für eine angemessene Verfahrensdauer; Rechtsschutz gegen eine übermä-

ßig lange Verfahrensdauer durch die Möglichkeit eines Feststellungsantrags zur Neufestsetzung des Vorrückungsstichtags 

 

29.02.2024, UA 1/2024 

B-VG; Abweisung eines Antrags eines Viertels der Mitglieder des Untersuchungsausschusses "ROT-BLAUER Machtmiss-
brauch" betreffend die Bestreitung des sachlichen Zusammenhangs einer ergänzenden Beweisanforderung hinsichtlich 
der Vorlage staatsanwaltschaftlicher Akten durch die Bundesministerin für Justiz; hinreichende Dokumentation der – mündlich 
vorgetragenen – Begründung des Bestreitungsbeschlusseses in einer auszugweisen Darstellung der ersten Ausschusssitzung; 
keine Rechtswidrigkeit des Bestreitungsbeschlusses auf Grund hinreichender Darlegung der Bestreitung des sachlichen Zu-
sammenhangs; keine hinreichende Begründung der ergänzenden Beweisanforderung insbesondere im Hinblick auf den Zeit-
raum des Untersuchungsgegenstands 

 

29.02.2024, UA 2/2024 ua 

B-VG; Abweisung eines Antrags eines Viertels der Mitglieder des Untersuchungsausschusses "ROT-BLAUER Machtmiss-
brauch" betreffend die Bestreitung des sachlichen Zusammenhangs einer ergänzenden Beweisanforderung hinsichtlich der 
Vorlage von Akten durch die Bundesministerin für Justiz; hinreichende Dokumentation der – mündlich vorgetragenen – Begrün-
dung des Bestreitungsbeschlusses in einer auszugweisen Darstellung der ersten Ausschusssitzung; keine Rechtswidrigkeit 
des Bestreitungsbeschlusses auf Grund hinreichender Darlegung der Bestreitung des sachlichen Zusammenhangs; keine hin-
reichende Begründung der ergänzenden Beweisanforderung insbesondere im Hinblick auf den Zeitraum des Untersuchungs-
gegenstands 

 

B. VERWALTUNGSGERICHTSHOF 

 
03.01.2024, Ra 2022/10/0101 

Stmk SozialunterstützungsG; trotz einer strafgerichtlichen Weisung, sich – anstelle einer Untersuchungshaft – einer stationä-
ren Entwöhnungsbehandlung in einer Suchthilfeeinrichtung zu unterziehen, ist die Suchthilfeeinrichtung nicht als Einrichtung 
„zum Vollzug gerichtlich angeordneter Freiheitsentziehungen" im Sinne des Stmk SozialunterstützungsG zu behandeln 

 

05.02.2024, Ra 2023/06/0024 

Tir BauO; gem § 48 Abs 2 Tir BauO sind die Baubehörden zum Zweck der Durchführung der Überwachung des §§ 45, 46 
und 47 leg cit berechtigt, den Bauplatz und alle Teile von baulichen Anlagen zu betreten; das Betretungsrecht des § 48 
Abs 2 leg cit dient, insoweit vergleichbar mit § 50 Abs 4 GlücksspielG, der Ausübung der Kontrolle der Einhaltung der dort 
genannten baurechtlichen Bestimmungen, sodass die zum Betretungsrecht nach § 50 Abs 4 leg cit vom VwGH in der wie-
dergegebenen Rsp dargestellten Grundsätze zur Beurteilung der Rechtmäßigkeit des Betretungsrechts nach § 48 Abs 2 Tir 
BauO herangezogen werden können; eine Betretung nach § 48 Abs 2 leg cit ist den einschreitenden Organen daher unter 
Beachtung des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit zum Zweck der Feststellung eines Sachverhalts, der die Beurteilung er-
möglicht, ob die Bestimmungen der §§ 45, 46 und 47 leg cit eingehalten werden, gestattet 

 

06.02.2024, Ra 2022/06/0218 

Ktn Allgemeine GemeindeO; ein befangenes Mitglied des Gemeinderats darf an der Beratung und Beschlussfassung nicht 
teilnehmen; eine Befangenheit des 1. Vizebürgermeisters würde einen Fall der Verhinderung an der Vorsitzführung in der 
Sitzung der belangten Behörde darstellen, wobei ein unter der Vorsitzführung eines befangenen (Vize-)Bürgermeisters gefass-
ter Beschluss des Gemeinderats zufolge der in § 35 Abs 4 Ktn Allgemeine GemeindeO enthaltenen Anordnung keine recht-
liche Wirkung hat; im Fall der Befangenheit des 1. Vizebürgermeisters läge somit dem vor dem VwG angefochtenen Bescheid 
kein rechtlich wirksamer Beschluss der belangten Behörde zugrunde, was dessen Aufhebung wegen Unzuständigkeit zur Kon-
sequenz hätte 
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C. VERWALTUNGSGERICHTE 

 
LVwG Oö 09.01.2024, LVwG-154039 

ZustG; ein tatsächliches Zukommen setzt voraus, dass der vom Gesetz vorgesehene Empfänger tatsächlich in den Besitz 
des zuzustellenden Schriftstücks kommt; nicht ausreichend ist hingegen die bloße Kenntnisnahme des Inhalts des Schrift-
stücks beispielsweise durch Übermittlung einer Ablichtung oder durch Akteneinsicht 

 

IV. GERICHTSHOF DER EUROPÄISCHEN UNION 

 

A. GERICHTSHOF 

 
05.03.2024, Rs C-234/21, Défense Active des Amateurs d’Armes ua 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Rechtsangleichung – Richtlinie 91/477/EWG – Kontrolle des Erwerbs und des Besitzes 
von Waffen – Verbotene oder genehmigungspflichtige Feuerwaffen – Halbautomatische Feuerwaffen – Richtlinie 91/477 
in der durch die Richtlinie (EU) 2017/853 geänderten Fassung – Art 7 Abs 4a – Befugnis der Mitgliedstaaten, Genehmigungen 
zu bestätigen, zu erneuern oder zu verlängern – Vermeintliche Unmöglichkeit, diese Befugnis bezogen auf halbautomatische 
Feuerwaffen auszuüben, die für das Abfeuern von Platzpatronen oder in Salutwaffen oder akustische Waffen umgebaut wurden 
– Gültigkeit – Art 17 Abs 1 sowie Art 20 und 21 der Charta der Grundrechte der Europäischen Union – Grundsatz des Vertrau-
ensschutzes 

 

05.03.2024, Rs C-588/21 P, PublicResourceOrg und Right to Know/ Kommission ua 

Rechtsmittel – Zugang zu Dokumenten der Organe der Europäischen Union – Verordnung (EG) Nr 1049/2001 – Art 4 Abs 
2 – Ausnahmen – Verweigerung des Zugangs zu einem Dokument, durch dessen Verbreitung der Schutz der geschäftlichen 
Interessen einer natürlichen oder juristischen Person, einschließlich des geistigen Eigentums, beeinträchtigt würde – Überwie-
gendes öffentliches Interesse an der Verbreitung – Vom Europäischen Komitee für Normung (CEN) angenommene harmoni-
sierte Normen – Urheberrechtlicher Schutz – Grundsatz der Rechtsstaatlichkeit – Grundsatz der Transparenz – Grundsatz 
der Offenheit – Grundsatz des guten Regierens 

 

05.03.2024, Rs C-755/21 P, Kočner/ Europol 

Rechtsmittel – Zusammenarbeit auf dem Gebiet der Strafverfolgung – Verordnung (EU) 2016/794 – Art 49 Abs 3 und Art 
50 – Schutz personenbezogener Daten – Widerrechtliche Datenverarbeitung – In der Slowakei gegen den Rechtsmittelführer 
eingeleitetes Strafverfahren – Von der Agentur der Europäischen Union für die Zusammenarbeit auf dem Gebiet der Strafver-
folgung (Europol) für Ermittlungszwecke erstellte Expertise – Extraktion von Daten aus Mobiltelefonen und einem USB-Spei-
chermedium des Rechtsmittelführers – Weitergabe dieser Daten – Immaterieller Schaden – Schadensersatzklage – Natur der 
außervertraglichen Haftung 

 

07.03.2024, Rs C-740/22, Endemol Shine Finland 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Schutz personenbezogener Daten – Verordnung (EU) 2016/679 – Art 2, 4, 6, 10 und 86 – 
Daten, die sich im Besitz eines Gerichts befinden, über strafrechtliche Verurteilungen einer natürlichen Person – Mündliche 
Übermittlung solcher Daten an ein Unternehmen wegen eines von diesem organisierten Wettbewerbs – Begriff ,Verarbeitung 
personenbezogener Daten‘ – Nationale Vorschriften über den Zugang zu diesen Daten – Ausgleich zwischen dem Recht der 

Öffentlichkeit auf Zugang zu amtlichen Dokumenten und dem Schutz personenbezogener Daten 

 

07.03.2024, Rs C-604/22, IAB Europe 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten – Verordnung 
(EU) 2016/679 – Normative Branchenorganisation, die ihren Mitgliedern Regeln für die Verarbeitung der Einwilligung von 
Nutzern anbietet – Art 4 Nr 1 – Begriff ‚personenbezogene Daten‘ – Folge von Buchstaben und Zeichen, die in strukturierter 
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und maschinenlesbarer Form die Präferenzen eines Internetnutzers in Bezug auf seine Einwilligung in die Verarbeitung seiner 
persönlichen Daten erfasst – Art 4 Nr 7 – Begriff ‚Verantwortlicher‘ – Art 26 Abs 1 – Begriff ‚gemeinsam Verantwortliche‘ – 
Organisation, die selbst keinen Zugang zu den von ihren Mitgliedern verarbeiteten personenbezogenen Daten hat – Verant-
wortlichkeit der Organisation, die sich auf die Weiterverarbeitung von Daten durch Dritte erstreckt 

 

07.03.2024, Rs C-582/22, Die Länderbahn ua 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Eisenbahnverkehr – Richtlinie 2012/34/EU – Zugang zur Eisenbahninfrastruktur – Preis-
festsetzung – Art 56 – Einzige nationale Regulierungsstelle für den Eisenbahnsektor – Zuständigkeiten – Überwachung von 
Wegeentgelten, deren Geltungszeitraum abgelaufen ist – Befugnis, die Unwirksamkeit mit Ex-tunc-Wirkung festzustellen und 

die Erstattung der Entgelte anzuordnen 

 

07.03.2024, Rs C-558/22, Fallimento Esperia und GSE 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Nationale Förderregelung, die die Zuteilung handelbarer grüner Zertifikate an nationale Er-
zeuger von Strom aus erneuerbaren Quellen vorsieht – Einfuhr von Strom, der aus erneuerbaren Quellen in einem anderen 
Mitgliedstaat stammt – Verpflichtung zum Erwerb grüner Zertifikate – Sanktion – Befreiung – Richtlinie 2001/77/EG – Richt-
linie 2009/28/EG – Förderregelung – Herkunftsnachweise – Freier Warenverkehr – Art 18, 28, 30, 34 und 110 AEUV – 
Staatliche Beihilfen – Art 107 und 108 AEUV – Staatliche Mittel – Selektiver Vorteil 

 

07.03.2024, Rs C-479/22 P, OC/ Kommission 

Rechtsmittel – Schadensersatzklage – Außervertragliche Haftung der Europäischen Union – Angeblich rechtswidriges Ver-
halten des Europäischen Amtes für Betrugsbekämpfung (OLAF) – Pressemitteilung des OLAF – Schutz natürlicher Personen 
bei der Verarbeitung personenbezogener Daten durch die Organe, Einrichtungen und sonstigen Stellen der Union – 
Verordnung (EU) 2018/1725 – Art 3 Nr 1 – Begriffe ‚personenbezogene Daten‘ und ‚identifizierbare natürliche Person‘ – Unter-
suchungen des OLAF – Verordnung (EU, Euratom) Nr 883/2013 – Unschuldsvermutung – Recht auf eine gute Verwaltung 

 

07.03.2024, Rs C-341/22, Feudi di San Gregorio Aziende Agricole 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Steuerrecht – Gemeinsames Mehrwertsteuersystem – Richtlinie 2006/112/EG – Recht auf 
Vorsteuerabzug – Begriff des Steuerpflichtigen – Grundsatz der steuerlichen Neutralität – Grundsatz der Verhältnismäßig-
keit – Nicht operatives Unternehmen – Nationale Regelung, die das Recht auf Abzug, Erstattung oder Verrechnung der Vor-
steuer versagt 

 

07.03.2024, Rs C-234/22, Roheline Kogukond ua 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Umwelt – Übereinkommen von Aarhus – Richtlinie 2003/4/EG – Recht auf Zugang zu 
Umweltinformationen – Ausnahmen – Standortdaten von Dauerprobeflächen für die Erstellung einer Waldinventur 

 

B. SCHLUSSANTRÄGE 

 
07.03.2024, Rs C-652/22, Kolin Inşaat Turizm Sanayi ve Ticaret (GA Collins) 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Öffentliche Aufträge im Bereich der Wasser‑, Energie- und Verkehrsversorgung sowie 
der Postdienste – Richtlinie 2014/25/EU – Art 43 – Zugang von Wirtschaftsteilnehmern, die in einem Drittland niedergelassen 
sind, das mit der Europäischen Union kein internationales Übereinkommen über das öffentliche Beschaffungswesen geschlos-
sen hat – Einreichung von Angeboten – Möglichkeit eines Bieters, nach Ablauf der Angebotsfrist zusätzliche Nachweise über 
seine technischen und beruflichen Qualifikationen zu erbringen – Grundsatz der Gleichbehandlung 

 

07.03.2024, Rs C-701/22, MFE (GA Rantos) 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Wirtschaftlicher, sozialer und territorialer Zusammenhalt – Strukturfonds – Europäischer 
Fonds für regionale Entwicklung (EFRE) – Verordnung (EG) Nr 1083/2006 – Art 60 – Aufgaben der Verwaltungsbehörde – 
Grundsatz der Wirtschaftlichkeit der Haushaltsführung – Verpflichtung zur Erstattung der förderfähigen Ausgaben – Kündi-
gung eines Vertrags zur Finanzierung aus dem EFRE wegen Unregelmäßigkeiten bei seiner Durchführung – Aufhebung der 
Kündigung – Zahlungsverzug – Verzugszinsen – Grundsätze der Äquivalenz und der Effektivität – Unregelmäßigkeiten bei der 
Durchführung des Finanzierungsvertrags – Folgen 
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07.03.2024, verb Rs C-771/22 u C-45/23, HDI Global (GA Medina) 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Verbraucherschutz – Pauschalreisen und verbundene Reiseleistungen – Richtlinie (EU) 

2015/2302 – Unvermeidbare, außergewöhnliche Umstände – Covid‑19-Pandemie – Insolvenz des Reiseveranstalters – 
Art 17 Abs 1 – Rücktritt vom Pauschalreisevertrag vor der Insolvenz – Sicherheit für die Erstattung aller von Reisenden oder 
in deren Namen geleisteten Zahlungen – Umfang des Insolvenzschutzes 

 

07.03.2024, Rs C-774/22, FTI Touristik (Élément d’extranéité) (GA Emiliou) 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Raum der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts – Gerichtliche Zusammenarbeit in Zivil- 
und Handelssachen – Gerichtsstand – Verordnung (EU) Nr 1215/2012 – Anwendungsbereich – Klage, die einen Auslands-
bezug aufweist – Begriff – Zuständigkeit bei Verbrauchersachen – Kapitel 2 Abschnitt 4 – Pauschalreisevertrag zwischen einem 
Verbraucher und einem Reiseveranstalter – Vertragsparteien mit Wohnsitz in demselben Mitgliedstaat – Vertrag, der zum Zweck 

einer Reise ins Ausland geschlossen wurde 

 

07.03.2024, Rs C-63/23, Sagrario (GA De la Tour) 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Raum der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts – Einwanderungspolitik – Recht auf 
Familienzusammenführung – Richtlinie 2003/86/EG – Art 15 Abs 3 – Erteilung eines eigenen Aufenthaltstitels im Fall ‚be-
sonders schwieriger Umstände‘ – Voraussetzungen – Art 17 – Individualisierte Prüfung – Recht der Familienangehörigen 
des Zusammenführenden auf Anhörung vor Erlass einer Entscheidung, mit der die Verlängerung ihres Aufenthaltstitels verwei-
gert wird – Anhörung Minderjähriger 

 

07.03.2024, Rs C-87/23, Latvijas Informācijas un komunikācijas tehnoloģijas asociācija (GA Kokott) 

Vorabentscheidungsersuchen – Steuerrecht – Mehrwertsteuer – Richtlinie 2006/112/EG – Art 2, 9, 28 und 73 – Dienstleis-
tung gegen Entgelt – Begriff des Steuerpflichtigen – Wirtschaftliche Tätigkeit – Typologische Betrachtungsweise – Gemein-
nütziger Verein, der Fortbildungsprojekte organisiert und durchführt, die vom Europäischen Fonds für regionale Entwicklung 
(EFRE) finanziert werden – Erbringung von Ausbildungsleistungen unter Einschaltung von Subunternehmen – Einbeziehung 
der Förderungssumme in die Bemessungsgrundlage 

 

C. GERICHT 

 
Keine Urteile im Berichtszeitraum. 

 

V. EUROPÄISCHER GERICHTSHOF FÜR MENSCHENRECHTE 

 
05.03.2024, Beschwerde Nr 60569/09, Leka/Albanien 

Keine Verletzung von Art 6 EMRK (Recht auf ein faires Verfahren); Art und Weise der Identitätsfeststellung verstößt nicht 
gegen die Anforderungen an ein faires Verfahren; Neueinstufung der Anklagepunkte, wegen derer der Bf verurteilt wurde, durch 
das Berufungsgericht; Bf hatte Zeit und Möglichkeiten, seine Verteidigung vorzubereiten; keine zwingenden Gründe für die 
Einschränkung des Rechts des Bf auf einen Anwalt im Vorverfahren während der Befragung durch die Staatsanwaltschaft; sehr 
strenge Prüfung; unter den besonderen Umständen des Falls wird die Fairness des Strafverfahrens insgesamt nicht unwieder-

bringlich dadurch beeinträchtigt, dass in diesem Stadium kein Verteidiger zur Verfügung steht 
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DISCLAIMER 
 
Bundesgesetzblatt: BGBl I vollständig; im Übrigen erfolgt eine Auswahl nach den Forschungsschwerpunkten der Institute, 
Aktualität und Relevanz. 
Amtsblatt der EU: Aufgenommen werden sämtliche „Gesetzgebungsakte“; bei den „Rechtsakten ohne Gesetzescharakter“ 
sowie den „Mitteilungen und Bekanntmachungen“ erfolgt eine Auswahl nach den Forschungsschwerpunkten der Institute, Ak-
tualität und Relevanz. 
Verfassungsgerichtshof: Erkenntnisse (mit Ausnahme von „Serien“) vollständig, bei den Beschlüssen erfolgt eine Auswahl 
nach Relevanz.* 
Verwaltungsgerichtshof und Verwaltungsgerichte: Auswahl nach Forschungsschwerpunkten der Institute (insb Baurecht, 
Energierecht, Gewerberecht, Hochschulwesen, Polizeirecht, Raumordnung, Technikrecht, Umweltrecht, Verwaltungsverfahren, 
Verwaltungsstrafrecht, Verwaltungsgerichtsbarkeit, Entscheidungen mit europarechtlicher Relevanz), Aktualität und Relevanz. 
Gerichtshof der EU: Vollständige Auflistung der Urteile und Schlussanträge.* 
Gericht der EU: Aufgenommen werden sämtliche Urteile mit Österreich-Bezug sowie Nichtigkeitsklagen gem Art 263 AEUV.* 
Europäischer Gerichtshof für Menschenrechte: Urteile der Großen Kammer vollständig, Urteile und Beschlüsse einer Kam-
mer mit Österreich-Bezug vollständig, sonstige Entscheidungen nach Aktualität und Relevanz. 
 
* Die amtliche Auswertung (Leitsätze) des jeweiligen Gerichts wird wörtlich übernommen. 
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